
 
 
 

Gutscheine als zugeflossen. Das ist auch dann der Fall, wenn zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine Vereinbarung getroffen wurde, dass 
pro Monat immer nur ein Gutschein im Gesamtwert von maximal 44 EUR 
(Sachbezugsfreigrenze) eingelöst werden darf. 

Das Finanzamt vertrat in einem solchen Fall die Auffassung, dass die 
Sachbezugsfreigrenze überschritten sei und unterwarf die Zuwendung bei 
Hingabe der Pauschalsteuer von 30 %. 

 

Das Sächsische Finanzgericht bestätigte die Auffassung des Finanzamts. 
Der Zufluss beim Arbeitnehmer erfolgte bereits mit Übergabe des Gut-
scheins, da der Arbeitgeber ab diesem Zeitpunkt keinen Einfluss mehr 
darauf hatte, wie der Gutschein verwendet und wann er eingelöst wird. 
Die Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber ist lediglich 
arbeitsrechtlich von Bedeutung und hat keinen Einfluss auf die steuerliche 
Beurteilung. 
 

Buchung von EC-Karten-Umsätzen in der Kassenführung 

In Betrieben mit überwiegendem Bargeldverkehr nutzen Kunden häufig 
die Möglichkeit, ihre Zahlungen bargeldlos mit EC-Karte abzuwickeln. 
Doch die von den Betrieben gelebte Buchungspraxis stand jüngst infrage. 

Demnach werden in einem ersten Schritt die Gesamtumsätze - inklusive 
der bargeldlosen Geschäftsvorfälle (EC-Kartenzahlungen) - im Kassen-
buch aufgezeichnet und in einem zweiten Schritt die EC-Zahlungen wie-
der ausgetragen und separiert. Auch auf dem Kassenkonto wird zuerst 
der Gesamtbetrag gebucht, bevor die EC-Kartenumsätze wieder ausge-
bucht werden. 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) sah und sieht hierin grund-
sätzlich einen formellen Mangel der Buchführung. Bare und unbare 
Geschäftsvorfälle seien getrennt zu buchen. Im Kassenbuch seien aus-
schließlich Barbewegungen zu erfassen. 

Das BMF hat diese Rechtsauffassung jedoch nunmehr in einem aktuellen 
Schreiben etwas entschärft. Zwar stellt weiterhin auch die - zumindest 
zeitweise - Erfassung von EC-Kartenumsätzen im Kassenbuch einen 
formellen Mangel dar. Dieser bleibt jedoch bei der Gewichtung weiterer 
formeller Mängel im Hinblick auf eine eventuelle Verwerfung der Buchfüh-
rung regelmäßig außer Betracht. Voraussetzung hierfür ist, dass der 
Zahlungsweg ausreichend dokumentiert wird und die Nachprüfbarkeit des 
tatsächlichen Kassenbestands jederzeit besteht (Kassensturzfähigkeit). 

 

Begrenzung der 1 %-Regelung auf 50 % der Fahrzeugkosten 
ist nicht möglich 

Im Betriebsvermögen eines Immobilienmaklers befand sich ein gebraucht 
erworbener Pkw. Für diesen fielen im Streitjahr Gesamtkosten von rund 
11.000 EUR an. Nach der 1 %-Regelung errechnete sich ein privater Nut-
zungswert von 7.680 EUR. Da die 1 %-Regelung nur für Fahrzeuge anzu-
wenden ist, deren betriebliche Nutzung mindestens 50 % beträgt, ging 
der Immobilienmakler davon aus, dass die Privatnutzung mit nicht mehr 
als 50 % der Gesamtkosten anzusetzen sei. Er setzte in seiner Steuerer-
klärung daher nur die Hälfte der Gesamtkosten, also 5.500 EUR an. 

Der Bundesfinanzhof lehnte diese Argumentation ab. Die 1 %-Regelung 
ist eine stark typisierende und pauschalierende Regelung, die der Prakti-
kabilität und Steuervereinfachung dient. Individuelle Besonderheiten, z. B. 
hinsichtlich der Art und der Nutzung des Fahrzeugs, bleiben daher grund-
sätzlich unberücksichtigt. Der Gesetzgeber hat damit aber nicht die ver-
fassungsmäßigen Grenzen überschritten. Zudem ist es möglich, durch ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch die Anwendung der 1 %-Regelung zu 
vermeiden. 
 

Keine Grunderwerbsteuer auf Einrichtungsgegenstände 

Werden zusammen mit einem Grundstück gebrauchte, aber werthaltige 
bewegliche Gegenstände verkauft und wird deren Preis im Kaufvertrag 
angegeben, wird hierfür keine Grunderwerbsteuer fällig. Etwas anderes 
gilt nur, sofern Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Vereinbarung der 
Entgelte bzw. deren Aufteilung nicht angemessen ist. 

In einem vom Finanzgericht Köln entschiedenen Fall war ein mit einem 
Einfamilienhaus bebautes Grundstück für 392.500 EUR verkauft worden. 
Im notariellen Kaufvertrag war bestimmt, dass ein Teilbetrag des 
Kaufpreises (9.500 EUR) auf die mitverkaufte Einbauküche und die 
Markisen entfiel. Das Finanzamt erhob auch hierauf Grunderwerbsteuer. 
Es vertrat die Auffassung, dass der Preis für die Einrichtungsgegenstände 
zu hoch und die Aufteilung lediglich aus Gründen der Steuerersparnis 
erfolgt sei. 

Dem widersprach das Gericht. Grundsätzlich ist von den im Kaufvertrag 
genannten Preisen auszugehen. Bestehen hieran seitens des Finanzamts 
Zweifel, muss es nachweisen, inwieweit die Angemessenheit zu verneinen 
ist. Hierfür sind jedoch weder die amtlichen Abschreibungstabellen noch 
die Angaben auf einschlägigen Internet-Verkaufsplattformen als Ver-
gleichsmaßstab geeignet. 
 

Anschaffungsnahe Herstellungskosten durch Beseitigung 
verdeckter Mängel nach Immobilienerwerb 

Auch unvermutete Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen nach 
dem Erwerb einer Immobilie führen bei Vorliegen der weiteren Vorausset-
zungen zu anschaffungsnahen Herstellungskosten. 

Baumaßnahmen, die ein Immobilienerwerber innerhalb von drei Jahren 
nach Anschaffung eines Objekts durchführt, führen regelmäßig zu 
Anschaffungskosten, wenn die Aufwendungen ohne Umsatzsteuer mehr 
als 15 % des Gebäudewerts ausmachen (anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten).  
 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
IV. Quartal 2018: 
 

Anwendung der Fahrtenbuchmethode nur bei belegmäßigem 
Nachweis aller Aufwendungen 

Ein Arbeitnehmer eines Konzerns beantragte im Rahmen seiner Einkom-
mensteuererklärung für die private Nutzung und für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte mit seinem Dienstwagen die Anwendung der 
Fahrtenbuchmethode. Die dem Fahrzeug zuzuordnenden Aufwendungen 
konnte er nicht durch einzelne Belege nachweisen. Die Fahrzeugkosten 
des umfangreichen Konzernfuhrparks wurden nicht den einzelnen Fahr-
zeugen direkt zugeordnet, sondern im Wege des Umlageverfahrens auf 
alle Fahrzeuge verteilt. 

Das Finanzgericht München lehnte die Anwendung der sog. 
Fahrtenbuchmethode ab, da der lückenlose Nachweis über die für das 
Fahrzeug entstandenen Aufwendungen nicht geführt worden ist. Die nur 
in einer Summe mitgeteilten Kosten und teilweise nicht individuell 
ermittelten Werte sind nicht berücksichtigungsfähig. Die Gesamtkosten 
sind insgesamt durch einzelne Belege lückenlos nachzuweisen. Schät-
zungen, auch Teilschätzungen, oder eidesstattliche Versicherungen erset-
zen nicht den Belegnachweis. 
 

Berichtigung einer Rechnung bei unrichtigem Umsatz-
steuerausweis 

Eine Grundstückseigentümerin verpachtete ein bebautes Grundstück zum 
Betrieb eines Pflegeheims an eine Gesellschaft. Die Einrichtungsgegen-
stände stellte sie der Gesellschaft mittels eines gesonderten Vertrags zur 
Verfügung. Die Grundstücksverpachtung behandelte sie als steuerfrei, 
während sie für die Vermietung der Einrichtungsgegenstände Umsatz-
steuer in Rechnung stellte. 

Später beantragte sie, die Umsatzsteuer herabzusetzen, weil die Überlas-
sung der Einrichtungsgegenstände als Nebenleistung zur steuerfreien 
Verpachtung ebenfalls steuerfrei sei. Sie teilte dem Finanzamt weiterhin 
mit, dass sie die bisherige Abrechnung gegenüber der Gesellschaft 
berichtigt habe und forderte die Erstattung des sich aus der Rechnungs-
berichtigung ergebenden Betrags. Das Finanzamt verweigerte die Erstat-
tung, weil die zu hoch ausgewiesene Steuer nicht an den Leistungsemp-
fänger zurückgezahlt wurde. 

Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht. Wer als Unternehmer in 
einer Rechnung einen zu hohen Steuerbetrag ausweist, kann seine Rech-
nung berichtigen. Für eine wirksame Rechnungsberichtigung muss der 
Unternehmer darüber hinaus die zu viel vereinnahmte Umsatzsteuer an 
den Leistungsempfänger zurückzahlen, da er ansonsten doppelt begüns-
tigt wäre. Die Rückzahlung kann auch im Wege der Abtretung und Ver-
rechnung erfolgen. 
 

Zufluss des Arbeitslohns bei Erhalt von Tankgutscheinen vom 
Arbeitgeber für mehrere Monate im Voraus 

Werden einem Arbeitnehmer Tankgutscheine für mehrere Monate im 
Voraus überlassen, gilt der gesamte Sachbezug bereits bei Erhalt der 

 

Hierunter zählen auch Renovierungsmaßnahmen, die lediglich zur 
Beseitigung von durch vertragsmäßigen Gebrauch des Mieters verur-
sachten Mängeln bzw. zur Beseitigung verdeckter - d. h. im Zuge der 
Anschaffung verborgen gebliebener, jedoch bereits vorhandener - Mängel 
durchgeführt werden. 
 

 

Ausdrücklich nicht zu anschaffungsnahen Herstellungskosten führen 
lediglich Aufwendungen für Erweiterungen sowie Erhaltungsarbeiten, die 
jährlich üblicherweise anfallen. 

Hinweis: Kosten für Instandsetzungsmaßnahmen zur Beseitigung eines 
Schadens, der nachweislich erst nach dem Erwerb des Objekts durch 
schuldhaftes Handeln eines Dritten am Gebäude verursacht worden ist, 
unterliegen nicht der Regelvermutung für das Vorliegen anschaffungsna-
her Herstellungskosten. 
 

Werbungskosten für das an den Arbeitgeber vermietete 
Homeoffice 

Ein Vertriebsleiter vermietete die Einliegerwohnung in seinem selbst 
bewohnten Haus als Homeoffice an seinen Arbeitgeber. Der Mietvertrag 
war an den Arbeitsvertrag des Vertriebsleiters gebunden. In seiner Ein-
kommensteuererklärung machte er einen Werbungskostenüberschuss 
(Verlust) aus Vermietung und Verpachtung von rund 30.000 EUR geltend. 
Ein Großteil der Kosten entfiel auf die behindertengerechte Renovierung 
des Badezimmers der Einliegerwohnung. Diese berücksichtigte das 
Finanzamt nicht. 

Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass in diesem Fall eine Vermietung zu 
gewerblichen Zwecken vorliegt. Anders als bei der Vermietung von Woh-
nungen ist bei der Vermietung von Gewerbeimmobilien jedoch nicht 
typisierend davon auszugehen, dass der Vermieter beabsichtigt, einen 
Einnahmenüberschuss zu erzielen. Vielmehr ist bei der Vermietung von 
Gewerbeimmobilien die Einkünfteerzielungsabsicht durch eine einzelfall-
bezogene Überschussprognose zu prüfen. Nur wenn diese insgesamt zu 
einem positiven Ergebnis führt, ist das Mietverhältnis steuerlich anzuer-
kennen und die Werbungskosten können in der beantragten Höhe abge-
zogen werden. 

Hinweis: Damit widerspricht der Bundesfinanzhof dem Bundesministeri-
um der Finanzen, das auch bei der Vermietung eines im Haus oder der 
Wohnung des Arbeitnehmers gelegenen Büros an den Arbeitgeber 
typisierend von einer Einkünfteerzielungsabsicht ausgeht. 

 

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 



 
 
 

 

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveran-
staltungen 

In vielen Unternehmen steht die Weihnachtsfeier am Ende des Jahres vor 
der Tür. Bis zu zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr können für Mitar-
beiter steuer- und sozialversicherungsfrei ausgerichtet werden. Dies gilt, 
soweit die Kosten den Betrag von 110 EUR je Betriebsveranstaltung und 
teilnehmendem Arbeitnehmer nicht übersteigen. Es handelt sich hierbei 
um einen Freibetrag. Wird die Wertgrenze überschritten, muss folglich nur 
der übersteigende Teil versteuert werden. Darüber hinaus ist Folgendes 
zu beachten: 

· Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine Veran-
staltung auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem Charakter 
handelt, z. B. Betriebsausflüge oder Weihnachtsfeiern. 

· Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines Teil-
betriebs oder einer in sich geschlossenen betrieblichen Organisati-
onseinheit (z. B. einer Abteilung) zugänglich sein. 

· Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle 
Aufwendungen des Arbeitgebers inklusive Umsatzsteuer. Es spielt 
keine Rolle, ob die Aufwendungen einzelnen Arbeitnehmern indivi-
duell zurechenbar sind oder es sich um einen rechnerischen Anteil 
an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitge-
ber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveran-
staltung aufwendet (z. B. Raummieten oder Kosten für einen Event-
planer; auch Kosten für Begleitpersonen des Mitarbeiters müssen 
berücksichtigt werden). 

· Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 EUR je Betriebs-
veranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht übersteigen, 
bleiben sie beim Arbeitnehmer steuerlich unberücksichtigt. 

· Übersteigen die Kosten je Betriebsveranstaltung den Freibetrag von 
110 EUR und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an mehr als zwei 
Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden zusätzli-
chen Kosten steuerpflichtig. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal mit 25 % versteuern. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die Veranstaltung allen Arbeitnehmern 
offensteht. Etwaige Geldgeschenke, die zwar im Rahmen einer Betriebs-
veranstaltung gemacht werden, aber kein zweckgebundenes Zehrgeld 
sind, unterliegen nicht der Pauschalierungsmöglichkeit. 

Hinweis: Nach einem aktuellen Urteil des Finanzgerichts Köln gehen 
Absagen zur Weihnachtsfeier steuerlich nicht zulasten der feiernden
Kollegen. Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Rundfunkbeitrag ist verfassungsgemäß, allerdings nicht bei Zweit-
wohnung 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Rundfunkbeitragspflicht im priva-
ten Bereich sowie für Betriebsstätteninhaber und Inhaber nicht aus-
schließlich privat genutzter Kraftfahrzeuge im Wesentlichen für verfas-
sungsgemäß erklärt. 

Mit dem Rundfunkbeitrag wird ein individueller Vorteil abgegolten, der in 
der Möglichkeit der Nutzung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks besteht. 
Ob ein Bürger tatsächlich Rundfunkempfangsgeräte bereithält bzw. diese 
tatsächlich nutzt, ist unerheblich. 

Wohnungsinhaber, die schon für die Erstwohnung den Rundfunkbeitrag 
bezahlen, dürfen jedoch nicht noch einmal für die Zweitwohnung heran-
gezogen werden. Das Rundfunkangebot kann von einer Person auch in 
mehreren Wohnungen zur gleichen Zeit nur einmal genutzt werden. Das 
Innehaben weiterer Wohnungen erhöht den Vorteil der Möglichkeit zur 
privaten Rundfunknutzung nicht. Dies gilt unabhängig davon, wie viele 
Personen in den jeweiligen Wohnungen zusammenwohnen. Bis zum 
30. Juni 2020 muss eine gesetzliche Neuregelung erfolgen. Bis dahin sind 
Personen, die als Inhaber einer Wohnung ihrer Rundfunkbeitragspflicht 
nachkommen, auf Antrag von einer Beitragspflicht für weitere Wohnungen 
zu befreien. Bereits bestandskräftige Festsetzungsbescheide bleiben 
davon jedoch unberührt. 

Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2019 

Ab 1. Januar 2019 gelten folgende Werte in der Sozialversicherung: 
 
West 

2019 
monat. EUR 

2018 
monat. EUR 

2019 
jährli. EUR 

2018 
jährl. EUR 

Krankenversicherung 4.537,50 4.425,00 54.450,00 53.100,00

Pflegeversicherung 4.537,50 4.425,00 54.450,00 53.100,00

Rentenversicherung 6.700,00 6.500,00 80.400,00 78.000,00

Arbeitslosenversicherung 6.700,00 6.500,00 80.400,00 78.000,00

Ost   

Krankenversicherung 4.537,50 4.425,00 54.450,00 53.100,00

Pflegeversicherung 4.537,50 4.425,00 54.450,00 53.100,00

Rentenversicherung 6.150,00 5.800,00 73.800,00 69.600,00

Arbeitslosenversicherung 6.150,00 5.800,00 73.800,00 69.600,00
 

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahres-
arbeitsentgeltgrenzen betragen für die bei einer gesetzlichen Krankenkas-
se versicherten Arbeitnehmer 60.750 EUR. Für die bereits am 
31. Dezember 2002 in der Privaten Krankenversicherung versicherten 
Beschäftigten beträgt die Grenze 54.450 EUR. 

Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 
 

J. Hollstein R. Haever  F. Güntzler 
 

J.-K. Vietor T. Kumpe  M. Engel 
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